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Im Frühling 2001 wurde die Labour-Regierung unter Tony Blair mit überwältigen-
der Mehrheit wiedergewählt und hat nun die Aussicht auf mindestens weitere fünf,
wenn nicht sogar zehn Jahre im Amt. In Anbetracht der damaligen politischen Un-
wägbarkeiten in anderen großen EU-Ländern (Frankreich und Deutschland erwar-
teten Wahlen) stattete diese Kontinuität Großbritannien mit einer einzigartigen
Möglichkeit aus, die Entwicklung der Europäischen Union (EU) im Vorfeld der
Erweiterung zu beeinflussen. Das Problem, das schon die erste Amtszeit der
Regierung Blair geprägt hatte, war die Frage nach der britischen Beteiligung an der
Währungsunion. Es wurde allgemein angenommen, dass Blair rasch verkünden
würde, der Test nach den fünf ökonomischen Kriterien des Schatzamts sei erfolg-
reich bestanden und nun würde ein Referendum angesetzt, das (ein positives Ergeb-
nis vorausgesetzt) die Einführung des Euro in Großbritannien noch vor den nächs-
ten Wahlen, die spätestens im Frühling 2006 abgehalten werden müssen, ermög-
lichen würde. Tatsächlich aber hat Blair, zurückgehalten von seiner eigenen Vor-
sicht, wenig hilfreichen Meinungsumfragen und der zögerlichen Haltung seines
Finanzministers Gordon Brown, noch immer kein Datum für das Referendum vor-
geschlagen. Jedoch kursieren nun Spekulationen, dass das Referendum im Herbst
2003 abgehalten würde. Bevor Großbritannien nicht über die Einführung des Euro
entschieden hat, wird es nicht die volle Führungsrolle in der EU übernehmen kön-
nen, die es eigentlich anstrebt. Diese zögerliche Haltung bildet auch den Hinter-
grund für die Rolle Großbritanniens beim Verfassungskonvent zur Zukunft
Europas, der Anfang 2002 in Brüssel eröffnet wurde.

Institutionelle Fragen

Anfänglich waren die Briten von der Idee eines Konvents, wie sie von Deutschland
beim Gipfel von Nizza vorangetrieben wurde, nicht begeistert. Trotzdem hat die
Regierung das Projekt schließlich angenommen, beharrt jedoch weiter darauf, dass
die endgültige Entscheidung über die Zukunft Europas bei einer traditionellen
Regierungskonferenz liegen muss, bei der alle 15 Mitgliedstaaten das Recht haben,
ihr Veto einzulegen. Darüber hinaus zeigte die britische Regierung in letzter Zeit
einen großen Einsatz bei der Unterstützung von Reformprojekten, die außerhalb
des Rahmens des Konvents unternommen werden. So gaben die Briten Solanas
Vorschlag zur Reform des Ministerrats, die beim Europäischen Rat von Sevilla
beschlossen wurde, ihre volle Unterstützung und Blair gehört zu den begeistertsten
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Unterstützern der Methode der offen Koordinierung und des Lissabon-Prozesses,
der kürzlich beim Europäischen Rat in Barcelona überprüft wurde.

Nach den Wahlen nahm Blair einige weitreichende Veränderungen in seinem
Kabinett vor, die auch die Formulierung der britischen Europapolitik betrafen. Jack
Straw, ein bekehrter Europaskeptiker, der in keiner Hinsicht eine Herausforderung
für Blair selbst darstellt, löste Robin Cook als Außenminister ab. Noch interessan-
ter war die Entscheidung Blairs, einen vielversprechenden Newcomer als Minister
mit besonderer Verantwortung für Europa zu benennen. Peter Hain ist bekannt für
seinen eindeutigen Standpunkt bei einer Reihe von Fragen, einschließlich der ein-
deutigen Unterstützung der britischen Mitgliedschaft sowohl in der EU wie in der
Wirtschafts- und Währungsunion (WWU). Zur Stärkung seines eigenen Büros in
der Downing Street hat Blair mit der Berufung des früheren Vertreters Großbritan-
niens bei der EU, Stephen Wall, zu seinem EU-Berater und zum Koordinator der
britischen Europapolitik ebenfalls entscheidende Veränderungen vorgenommen.

Die britische Position in der beginnenden Debatte über die zukünftige Organi-
sation der EU, wie sie sich in den letzten Monaten entwickelte, überrascht nicht,
wenn man die Restriktionen kennt, denen Blair bei der Ausübung einer Führungs-
rolle ausgesetzt ist. Jedoch ist die Rolle Großbritanniens wesentlich positiver, als
sie es gewesen wäre, wenn die Konservativen wieder an die Macht gekommen
wären. Großbritannien steht natürlich in Treue fest im antiföderalen, pro-intergou-
vernementalistischen Lager und befürwortete deswegen eher die Stärkung der
Macht des Europäischen Rats, des Rats und der nationalen Parlamente als die der
Kommission oder des Europäischen Parlaments. Blair ist auf der anderen Seite eher
pragmatisch als ideologisch in seiner Bereitschaft einem Mix von Entscheidungs-
verfahren zuzustimmen, der auch eine Ausdehnung der supranationalen Gemein-
schaftsmethode durch die Ausweitung der Mehrheitsentscheidungen einschließt.
Blair ist jedoch auch ein entschiedener Verfechter der Beibehaltung des Vetos in
einigen Bereichen wie der Besteuerung und der Verteidigung und der Ausdehnung
der intergouvernementalen Zusammenarbeit über „weiche Gesetzgebung" und die
Methode der offenen Koordinierung.

Die britische Regierung neigte dazu, den Konvent und die Diskussion über die
Zukunft der EU eher als Mittel zum Zweck statt als Selbstzweck zu betrachten.
Blair ist nicht mehr als seine Vorgänger an der europäischen Integration an sich
interessiert. Ihn interessiert das Erreichen von Stabilität und Prosperität in Europa
und in einer erweiterten EU sieht er dafür das beste Instrument. Wenn man zur Zeit
von einem britischen Standpunkt zur Zukunft der EU sprechen kann (die ungelöste
Frage des Euro-Beitritts verhindert es) dann ist er eher ein konföderaler als ein
föderaler. Aber der entscheidende Punkt ist, dass die gegenwärtige britische
Regierung in den Verhandlungen als „normaler" Mitgliedstaat auftritt, auch wenn
sie weiter nicht an einer „abstrakten Diskussion über verschiedene Philosophien
und einen institutionellen Wandel" teilnehmen möchte.

Schon vor der Berufung des Konvents hielt Blair in Warschau Ende 2000 eine
Rede über seinen Wunsch, die EU möge eine „Supermacht aber kein Superstaat"
werden. Er hatte ebenfalls die mögliche Schaffung einer zweiten parlamentarischen

386 Jahrbuch der Europäischen Integration 2001/2002



Vereinigtes Königreich

Kammer mit Vertretern der nationalen Parlamente ins Spiel gebracht, die eine stren-
gere Einhaltung der Subsidiaritätsregeln, wie sie im EU-Vertrag vorgesehen sind,
sicherstellen soll. In seinen Vorschlägen zum Konvent blieb Großbritannien bei die-
sen Themenfeldern und konkretisierte sie einmal mit einer Vielzahl von Vor-
schlägen, die die internationale Effektivität der EU stärken sollten, wie die Reform
der Rats für Allgemeinen Angelegenheiten, die Stärkung der Rolle Solanas (Vorsitz
beim Rat für Allgemeinen Angelegenheiten, Anwesenheit bei den Besprechungen
der Kommission etc.) und die Ausdehnung der „konstruktiven Enthaltung".
Obwohl das Oberhaus die Idee verworfen hatte, blieben Sprecher der britischen
Regierung auch bei ihrem Engagement für eine zweite Kammer. Auch Blair selbst
blieb bei seiner Absicht, die Partizipation der nationalen Parlamente und Parlamen-
tarier zu stärken und argumentierte, dass dies sowohl für die Förderung der
Demokratie wie der Transparenz in der zukünftigen Union unabdingbar sei. Die
Briten wiesen auch öfters daraufhin, dass ihr Standpunkt des Erhalts der nationalen
Souveränität und der Stärkung der Demokratie in der EU mehr auf einer Linie mit
den Ansichten der Beitrittskandidaten liegt, als der Wunsch derer, die die EU mehr
in die föderale und supranationale Richtung führen möchten.

In den letzten Monaten haben sowohl Jack Straw wie auch Peter Hain die tradi-
tionelle Zurückhaltung gegenüber einer europäischen Verfassung aufgegeben. Sie
stellen sich eine Charta von Prinzipien und Kompetenzen vor, die die vorrangige
Rolle der Mitgliedstaaten herausstreichen und die Rolle der EU und ihrer Institu-
tionen eher begrenzen als ausweiten soll. Diese Charta soll so einfach gehalten wer-
den, dass die EU für die europäischen Bürger transparent wird. Das ist nun nicht
unbedingt das, was sich andere Unterstützer einer europäischen Verfassung vorstel-
len, aber es stellt eine weniger störende Politik dar, als die einer Fundamental-
Opposition.

Tony Blair setzt sich auch nachdrücklich für die Idee der Wahl eines Präsidenten
durch den Europäischen Rat ein, der dann volle fünf Jahre oder für die Hälfte der
üblichen Periode amtieren würde. Der Präsident des Konvents soll, Gerüchten
zufolge, auch von dieser Idee angetan sein, jedoch haben wohl er und Blair ver-
schiedenen Kandidaten im Kopf, falls die Idee von den anderen Mitgliedstaaten
akzeptiert wird. Die Briten sind entschlossen, die Macht und Autorität des Europä-
ischen Rats zu stärken und vielleicht sind sie nach der Farce, die sich beim Gipfel
in Laeken über die Verteilung verschiedener Europäischer Agenturen abgespielt
hat, bereit, qualifizierte Mehrheitsentscheidungen als Instrument zu akzeptieren. Im
Moment sieht es danach aus, als wären die anderen Staaten dazu bereit, den bri-
tischen Vorschlag anzunehmen und damit die rotierende Präsidentschaft zugunsten
einer Wahl des Ratspräsidenten aufzugeben - jedoch nur zu einem für die Briten
unannehmbaren Preis. Der wahrscheinliche Preis wäre wohl die britische
Zustimmung zu einer Wahl des Kommissionspräsidenten (entweder direkt oder
indirekt durch das Europäische Parlament), was die Briten grundsätzlich ablehnen.
Das britische Argument lautet, dass eine Wahl des Kommissionspräsidenten diese
Institution ohne Not an den Mehrheitswillen des Parlaments binden würde. Die
Briten lehnen Prodis Vision einer gestärkten Kommission, die sich zu einer euro-
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päischen Quasi-Regierung mausert, ab. Sie befürworten vielmehr eine Reform, die
aus der Kommission eine effektivere und hilfreichere Verwaltung des Rats macht.
Für dieses Ziel versucht gerade einer der britischen Kommissare, Neil Kinnock, die
Arbeitsweise der Kommission nach dem Vorbild des britischen Civil Service zu
verändern, stößt dabei jedoch auf den entschiedenen Widerstand der mächtigen
Gewerkschaften. Obwohl die Briten Prodis Vision einer übermächtigen Rolle der
Kommission nicht teilen, können sie wahrscheinlich mit seinem Vorhaben, die
Macht des Präsidenten und die von Seniorkommissaren innerhalb des Kollegiums
der Kommission zu vergrößern, durchaus übereinstimmen. In den letzten Monaten
wurde Blair unterstellt, dass er sowohl der Präsident des Europäischen Rats wie der
Kommission werden möchte; nur über die Absicht, auch Parlamentspräsident wer-
den zu wollen, wurde noch nicht spekuliert.

Die Briten spielen im Konvent eine aktive Rolle; sie haben klare Ansichten zu
der von ihnen gewünschten Entwicklung der EU und sie sind dabei nicht mehr von
den anderen Mitgliedstaaten isoliert. Sie sind vielleicht ein bisschen zu optimistisch
bei ihrer Einschätzung, der Konvent würde das Ergebnis der Regierungskonferenz
nicht vorherbestimmen, aber sie haben sich als zentrale und ernst zunehmende
Teilnehmer der Diskussion über die europäische Zukunft etabliert. Sie dringen
ebenfalls auf die Beschleunigung des Erweiterungsprozesses zum Teil, weil sie an
eine erweiterte EU glauben, zum Teil weil sie sich von der Erweiterung auch eine
einschneidende Veränderung der EU-Politik erhoffen.

Innenpolitische Entwicklungen

Für die Briten war das zentrale Thema der vergangenen Jahre die Frage der Euro-
Einführung, besonders nach der positiven öffentlichen Meinung, die die Ausgabe
der Noten und Münzen Anfang 2002 begleitet hatte. Als dies alles reibungslos ver-
lief, sah es fast so aus, als würde Tony Blair sich schnell für ein Referendum zu die-
ser Frage entscheiden. Anfang dieses Jahres deutete einiges darauf hin, dass eine
Entscheidung für den Beitritt im Herbst 2002 mit der Aussicht auf ein Referendum
für 2003 getroffen werden würde. So hoffte Blair, dass er vor den nächsten Wahlen
den Euro einführen könnte und machte deutlich, dass er dem Sommer, in dem viele
als Touristen erste Erfahrungen mit dem neuen Geld sammeln würden, große
Bedeutung für die Stimmung der britischen Öffentlichkeit zumessen würde, da er
davon ausginge, dass diese Erfahrungen positiv sein würden oder zumindest in kei-
ner Weise negativ. Tatsächlich kamen die Briten jedoch mit einer scheinbar unver-
änderten Haltung aus dem Urlaub zurück. Es gibt .immer noch eine knappe Mehr-
heit gegen den Euro, die aber trotzdem davon ausgeht, dass er gegen ihren Willen
eingeführt werden wird. Der Schluss der sich daraus ziehen lässt ist der, dass die
Briten zwar feste Überzeugungen haben, zu denen sie aber nicht unbedingt stehen,
da sie sich nicht wirklich um die Sache sorgen und deswegen der Führung ihrer
Regierung folgen werden. Der Regierung steht mit einer immer noch gespaltenen
und schwach geführten Konservativen Partei keine starke Opposition gegenüber.
Ihre Probleme beschränken sich auf den Konflikt zwischen Blair und Brown über

388 Jahrbuch der Europäischen Integration 2001/2002



Vereinigtes Königreich

den richtigen Zeitpunkt für die Euro-Einführung, die beide grundsätzlich befür-
worten.

Blair hat sich dazu entschlossen das alte Landwirtschaftsministerium umzu-
krempeln, um es sensibler für umweltpolitische Belange zu machen. Die prekären
Erfahrungen mit BSE und MKS haben diesen Prozess angestoßen. Dieser Umbau
reicht bis in die Europapolitik hinein, da die Briten entschlossener denn je sind, die
Gelegenheit der Erweiterung für eine Reform der GAP zu nutzen und sie weniger
protektionistisch, umweltfreundlicher und mehr an den Interessen der ländlichen
Entwicklung orientiert zu gestalten. Die Briten unterstützen deswegen voll und
ganz die Reformversuche von Agrarkommissar Fischler. Zusätzlich sind sie sehr
darum bemüht, ihren Anteil am Budget zu reduzieren, das sie insgesamt auf keinen
Fall erhöht sehen wollen. Chiracs Intervention in Berlin gefiel den Briten daher gar
nicht, was ihnen einen zusätzlichen Anreiz geben könnte, Mehrheitsentscheidungen
im Europäischen Rat zuzulassen.

Mit der Anwendung der Methode der offenen Koordinierung im Zehn-Jahres-
Programm hat Tony Blair mit der Verbesserung der weltwirtschaftlichen Wettbe-
werbsfähigkeit Europas ein weiteres Projekt ganz besonders unter seine Fittiche
genommen. Hier sehen sich die Briten selbst als bestes Beispiel und sind sehr
dahinter her, die Liberalisierung des Binnenmarkts voranzubringen, um die ganze
EU nach britischem Vorbild zu gestalten. Tony Blairs Möglichkeit, die anderen
europäischen Staats- und Regierungschefs von der Richtigkeit dieses Kurses zu
überzeugen, hängt jedoch sehr stark von seiner eigenen Fähigkeit ab, die Teilnahme
Großbritanniens an der Währungsunion sicherzustellen, genauso wie von seiner
Überzeugungskraft, den Rest des Europäischen Rats auf die Linie festzulegen, zu
der ihn seine außenpolitischen Neigungen tendieren lassen.

Außenpolitische Entwicklungen

Der außenpolitischen Ansatz des Vereinigten Königreichs in der Europäischen
Union wird sowohl von seinen historischen Erfahrungen wie von seinem fortdau-
erndem globalen Engagement her bestimmt. Aus diesen Gründen nimmt das Ver-
einigte Königreich, wie Frankreich, leicht eine eindeutige Position in einer Reihe
außenpolitischer Fragen ein und so ist immer die Möglichkeit gegeben, dass Ereig-
nisse zu Spannungen zwischen der Politik Großbritanniens und der der anderen
EU-Mitgliedern führen, ganz besonders, wenn diese Ereignisse die „Special rela-
tionship" zwischen den USA und dem Vereinigten Königreich betreffen. 2000 und
2001 kam es fortlaufend zu Reibereien. Obwohl Großbritannien weiterhin eine
aktive Rolle bei der institutionellen Entwicklungen der Gemeinsamen Außen- und
Sicherheitspolitik (GASP) und der Europäischen Sicherheits- und Verteidigungs-
politik (ESVP) übernahm, war doch die britische Außenpolitik eine Quelle tief-
greifender Meinungsverschiedenheiten und ständiger Irritationen innerhalb der
Union.

Wie oben bemerkt, spielte Großbritannien im Berichtszeitraum 2000/2001 wei-
ter eine wichtige Rolle in der institutionellen Entwicklung von GASP und ESVP.
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Auf diesem Gebiet ist Großbritannien zusammen mit Frankreich entscheidend für
den Erfolg der europäischen Institutionen, da beide in höherem Maß mit militä-
rischen Fragen vertraut sind als andere Mitgliedsländer. Seit der Erklärung von
Saint Malo im Dezember 1998 hat sich Großbritannien führend für die Schaffung
der ESVP eingesetzt und sich in den letzten Jahren kontinuierlich für den prak-
tischen Aufbau der Schnellen Eingreiftruppen stark gemacht. Obwohl deren Ein-
satzfähigkeit auf dem Gipfel in Laeken im Dezember 2001 proklamiert wurde, legte
Großbritannien weiter großen Wert auf die nachhaltige Erfüllung der „Headline-
Goals" durch konkrete Verpflichtungen zur Bereitstellung von Truppen und
Material. Darüber hinaus strebten die Briten die weitere Aufstockung der Eingreif-
truppe an. Doch auch wenn Großbritannien auf die Einhaltung der praktischen
Verpflichtungen nachdrücklich pocht, lehnt es weiterhin den französischen Vor-
schlag einer „Pioniergruppe" ab, die zur Stärkung der Sicherheits- und Verteidi-
gungskooperation im Rahmen der ESVP vorangehen soll.

Doch solche institutionellen Bedenken verblassen neben den Herausforde-
rungen, die der Wahrnehmung der Terrorangriffe auf die USA am 11. September
2001 als globale Sicherheitskrise folgen. Als die Al-Qaida-Terroristen Flugzeuge in
die Türme des World-Trade-Centers und in das Pentagon steuerten, erklärte die EU
den USA umgehend ihre volle Unterstützung und begann rasch eine Kooperation
zwischen den Polizeien und den Geheimdiensten, bei wirtschaftlichen und diplo-
matischen Sanktionen, sowie bei finanzielle Maßnahmen. Im Kontext der ESVP
und des politischen Dialogs mit dem Iran, gab es auch Unterstützung für die
Teheran-Reise des britischen Außenministers Jack Straw. Trotzdem ließ sich nicht
verbergen, dass die Briten umgehend und instinktiv an die Seite des amerikanischen
Präsidenten rückten. In der ersten Phase des von George W. Bush ausgerufenen
„Kriegs gegen den Terror" wurde Premierminister Tony Blair gleichsam zum Chef-
rekrutierer der Koalition gegen den Terror. Obwohl auch die anderen EU-Staaten
sich gemeinsam mit der EU-Präsidentschaft bei den diplomatischen Bemühungen
in der Zeit nach dem 11. September voll engagierten, waren die Briten darüber hin-
aus so eng in die US-Politik eingebunden, dass es nichts gab, was sie dabei von den
Amerikanern trennen konnte.

Was bedeutet das für die von der EU gemeinsam unternommenen Anstren-
gungen? Obwohl sich Tony Blair beeilte zu betonen, dass sich die Maßnahmen der
USA, des Vereinigten Königreichs und der EU ergänzen, wurde doch schon im
Herbst 2001 deutlich, dass die enge anglo-amerikanische Allianz zu tiefgreifenden
Gegensätzen innerhalb der EU führen könnte. Nach den ersten Reaktion auf die
Terrorangriffe regten sich schon bald Zweifel in einer Reihe von EU-Staaten an der
Legitimität und Effektivität von Angriffen auf Afghanistan. Diese Zweifel teilten
die Briten nicht, die vielmehr auch zu möglichen weiteren Aktion gegen „Schurken-
staaten" wie den Irak bereit waren. Innerhalb der EU sahen sich die Briten nicht nur
wegen ihrer engen Verbindung zur amerikanischen Politik, sondern auch wegen
ihrer führenden Position im Sicherheitsbereich in einer besonderen Rolle. Die
Spannungen, die diese Haltung erzeugen konnte, wurden in der Folge der beiden
Minigipfel - das erste im Vorfeld des Europäischen Rats von Gent, das zweite dann
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später in Downing Street No.10 - deutlich. Auf dem ersten Minigipfel trafen sich
Briten, Franzosen und Deutsche getrennt von den anderen Staats- und Regierungs-
chefs, um als Schlüsselstaaten (so die Begründung) im Verhältnis zu den USA den
militärischen Beitrag und die militärischen Operationen zu diskutieren. Beim zwei-
ten Treffen Anfang November, zu dem Blair Franzosen und Deutschen eingeladen
hatte, konnten sich die Italiener nebst anderen Mitgliedstaaten und Vertretern der
europäischen Institutionen Zutritt verschaffen. Beide Treffen untergruben die euro-
päische Solidarität und für manche auch die Glaubwürdigkeit der britischen europa-
politischen Zusage. Im Lauf des Herbsts wurden die nahezu ununterbrochenen
Reisen des britischen Premiers zum Aufbau und zur Stabilisierung der Anti-Terror-
Allinaz das Herzstück der britischen Außenpolitik. Gelegentlich wurden diese
Reisen nicht nur als Beitrag zur US-Politik präsentiert, sondern auch als Mittel zur
Erhöhung der europäischen Glaubwürdigkeit in Washington und als Hebel zur
Beeinflussung der amerikanischen Politik.

Es gab auch viele andere Bereiche, in denen die Briten einen dezidiert „europä-
ischen" Standpunkt einnahmen. Zum Beispiel die Spannungen mit den USA über
die Notwendigkeit eines UN-Mandats für Gegenschläge oder Reibereien wegen der
Behandlung Verdächtigter, die an die USA ausgeliefert werden sollten, waren
Anzeichen für durchaus auch unabhängige Positionen der Briten. Die Zweifel der
Briten an der Vergleichbarkeit des Anti-Terror-Kriegs mit dem Vorgehen der isra-
elischen Regierung gegen die palästinensische Autonomiebehörde erfolgten im
Gleichklang mit den anderen EU-Staaten. Diese Zweifel wurden Mitte 2002 deut-
lich, als Präsident Bush erklärte, in Jassir Arafat, dem Präsidenten der Autonomie-
behörde, keinen Gesprächspartner mehr zu sehen und blieben auch in der zweiten
Jahreshälfte bestehen. Zur gleichen Zeit führten große Zweifel an der amerika-
nischen Position gegenüber dem internationalen Strafgerichtshof zu Vermittlungs-
versuchen der Briten, die aber ohne messbaren Erfolg blieben.

Daraus wird ersichtlich, dass die Briten, die sich immer als Brücke zwischen
Europa und Amerika verstanden haben, genauso auf amerikanischen wie auf euro-
päischen Druck reagierten und so in verschiedene Richtungen gezogen wurden.
Mitte 2002 wurde deutlich, dass sich in Machtfragen der amerikanische Druck stär-
ker auswirken würde. Besonders traf dies für einen möglichen Krieg gegen den Irak
zu. Während eine Reihe von EU-Staaten wachsende Zweifel äußerte, befürworte-
ten die Briten weiterhin ein militärisches Vorgehen, jedoch mit einer gewissen
Einschränkung hinsichtlich der Notwendigkeit einer Mandatierung durch den
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen. Falls ein Krieg gegen den Irak ohne UN-
Mandat stattfinden würde, könnte dies zu starken Reibungen innerhalb der EU füh-
ren und die britische Glaubwürdigkeit beschädigen.

Neben diesem beherrschenden Thema der britischen Außenpolitik (und damit
auch der britischen Europapolitik) gab es eine Reihe von anderen außen- und
sicherheitspolitischen Brennpunkten. Die Briten spielten im militärischen Bereich
eine entscheidende Rolle beim Engagement der EU im Mazedonien. Zugegebener-
maßen war dies eine NATO-Operation, die sich jedoch zum größten Teil aus wich-
tigen EU-Staaten, u.a. Deutschland, zusammensetzte. Vorschläge, die Nachfolge-
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Mission unter das Kommando der EU zu stellen, werden in der britischen Regie-
rung noch diskutiert.

Es gab jedoch noch weit gravierendere Probleme, wie die Sanktionen gegen
Simbabwe, an denen Großbritannien ein besonderes Interesse hatte und die die
europäischen Gremien Ende 2001 Anfang 2002 beschäftigten. Die Briten spielten
außerdem eine aktive Rolle bei den diplomatischen Bemühungen zur Verhinderung
eines offenen Konflikts zwischen Pakistan und Indien. Zur Frage des Nationalen
Raketenabwehr-Programms der USA äußerten die Briten ähnliche Zweifel wie die
anderen Europäer. Bei den Themen Entwicklungs- und Umweltpolitik, die zu wei-
teren Spannungen zwischen der EU und den USA führten, nahmen die Briten in
vielerlei Hinsicht einen „europäischen" Standpunkt ein. So gab es viele Politik-
felder, in denen die Briten eine eindeutig europäische Position einnahmen, auch
wenn die „Special relationship" zwischen Briten und Amerikanern beim Krieg
gegen den Terror und verwandten Themen unvermindert stark blieb.

In gleicher Weise nahmen die Briten bei Fragen der Weltwirtschaft eine klar
europäische Position ein. London unterstütze aktiv die EU-Position bei der Ratifi-
zierung des Kyoto-Protokolls, eine von den USA heftig bekämpfte Maßnahme.
Auch spielten die Briten bei der Entwicklungsrunde der WTO in Doha im Novem-
ber 2001 eine aktive Rolle. In diesem Zusammenhang ließen sie ihren liberalen
Instinkten freien Lauf und stellten sich gegen die französischen Bemühungen, die
anderen europäischen Partner auf eine protektionistische Linie einzuschwören.

Anfang 2002 waren die zentralen Fragen jedoch eher konfrontativ als verhand-
lungs- oder gar ergebnisorientiert und bezogen sich in zentralen Punkten auf die
Beziehungen zwischen den USA und der EU. Der strittigste Bereich war Stahl, wo
die Amerikaner im März 2002 unilaterale Maßnahmen zum Schutz ihrer Stahl-
produzenten ergriffen und die EU mit der Androhung von Strafzöllen reagierte. Die
Briten folgten hier nur zögerlich dem europäischen Kurs und versuchten bilaterale
Ausnahmen zu verhandeln. Bei der Unterstützung der Fluggesellschaften, die nach
dem 11. September in Schwierigkeiten geraten waren, bahnte sich ebenfalls Streit
an. Die Amerikaner waren sehr großzügig mit ihren staatlichen Beihilfen, während
diese von der EU nur sehr begrenzt vergeben wurden. Aus der Perspektive der EU
waren die billigeren Preise der amerikanischen Unternehmen im transatlantischen
Flugverkehr wettbewerbsverzerrende Dumping-Angebote, auf die man mit Gegen-
maßnahmen reagieren musste. Das Thema „Fluggesellschaften" verband sich für
Großbritannien mit dem Versuch von British Airways und American Airlines eine
Allianz zu schmieden, was die Notwendigkeit eines Abkommens über einen „offe-
nen Himmel" zwischen den USA und Großbritannien zur Folge gehabt hätte. Dies
kam nicht zustande, aber einmal mehr wurde die trilaterale Natur der Spannungen
zwischen Großbritannien, der EU und den USA deutlich.

Anmerkungen
Übersetzt aus dem Englischen von Mariano
Barbato, M.A., Ludwig-Maximilians-Universität
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